
Dritten in den Prozeß einzuführen, nicht zuletzt auf der 
Erwägung beruht, im Interesse der Konzentration des 
Verfahrens die den Dritten berührenden Fragen all­
seitig zu klären. Es wäre ein unnötiger Zeit- und 
Kostenaufwand, wenn sich z. B. der Betrieb wegen des 
aus einer aufgehobenen Kündigung zu leistenden Scha­
denersatzes an den dafür verantwortlichen Werktätigen 
wegen dessen materieller Verantwortlichkeit in einem 
zweiten Verfahren wenden müßte. Die unnötige Hin­
auszögerung des Verfahrens gegen den Dritten würde 
außerdem den erzieherischen Erfolg beider Verfahren 
beeinträchtigen und die Gefahr heraufbeschwören, daß 
inzwischen die Ausschlußfrist des § 115 Abs. 1 Satz 1 
GBA abläuft.
Im übrigen liegen im Hinblick auf die vorherige Be­
handlung des einbezogenen Komplexes durch die Kon­
fliktkommission die Dinge ähnlich wie bei der Geltend­
machung arbeitsrechtlicher Schadenersatzansprüche im 
Anschlußverfahren gern. §§ 268 ff. StPO. Auch hier 
stehen die Bestimmungen der Konfliktkommissions- 
Richtlinie der gerichtlichen Behandlung dieser An­
sprüche nicht entgegen. Hier wie dort befaßt sich be­
reits das Gericht unter Heranziehung des Kollektivs 
mit dem Komplex der Widersprüche, ihren Ursachen 
und den zu • ihrer Überwindung erforderlichen Maß­
nahmen. Es ist daher genauso zweckmäßig wie bei der 
Behandlung arbeitsrechtlicher Ansprüche im Strafver­
fahren, die Verhandlung und Entscheidung der mit 
dem anhängigen Konflikt zusammenhängenden An­
sprüche durch Einbeziehung des Betroffenen gleich­
zeitig mit zu erledigen, statt darüber erst eine Be­
ratung der Konfliktkommission durchzuführen.
Es darf dabei auch nicht unbeachtet bleiben, daß die 
Konfliktkommission ja die Möglichkeit hatte, diesen 
Komplex mit zu behandeln, denn wenn die Notwendig-
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Das Präsidium des Obersten Gerichts hat sich mit 
der in NJ 1965 S. 146 veröffentlichten redaktionellen 
Notiz „Gesellschaftlicher Verteidiger — vergessen?" 
beschäftigt, sie mißbilligt und die Redaktion ver­
pflichtet, folgendes richtigzustellen:
1. ln dem genannten Rechtsmittelverfahren hatte 
der gesellschaftliche Verteidiger, der im Verfahren 
erster Instanz mitgewirkt hatte, weder eine Ladung 
noch eine Benachrichtigung vom Termin der Haupt­
verhandlung erhalten, weil eine eigene Beweisauf­
nahme nicht vorgesehen war. Der gesellschaftliche 
Verteidiger war deshalb von sich aus im Interesse 
des Betriebes, dessen Kaderleiter er ist, erschienen.
2. Der Vorsitzende des 2. Strafsenats des Obersten 
Gerichts hat den gesellschaftlichen Verteidiger in der 
Verhandlung nicht übersehen. Bereits vor Beginn 
der Verhandlung hatten Mitglieder des Senats mit 
dem gesellschaftlichen Verteidiger gesprochen. Da­
bei hatte dieser zum Ausdruck gebracht, daß er nur 
in seiner Eigenschaft als Kaderleiter am Verfahren 
teilnehmen, jedoch neben dem Rechtsanwalt sitzen 
möchte, um diesem ggf. Hinweise zur Situation im 
Betrieb geben zu können.
3. Die Notiz erweckt den Eindruck, als ob die Mit­
glieder des 2. Strafsenats über die Einbeziehung ge­
sellschaftlicher Kräfte nur Artikel schreiben, sie 
aber nicht selbst praktizieren. In Wirklichkeit de­
monstrieren alle Senate des Obersten Gerichts bei­
spielgebend für alle Gerichte der DDR, in welcher 
Weise gesellschaftliche Kräfte in die gerichtliche 
Tätigkeit einbezogen werden müssen.
Die Redaktion bedauert die inhaltliche Unrichtigkeit 
der Notiz, die — in Unkenntnis des vorangegangenen 
Gesprächs der Senatsmitglieder mit dem gesell­
schaftlichen Verteidiger — unter dem Eindruck der 
Rechtsmittelverhandlung zustande gekommen ist.
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keit der Einbeziehung eines Dritten vorliegt, hätte das 
die Konfliktkommission bei entsprechender Aufklärung 
und Verarbeitung des Sachverhalts erkennen und da­
nach handeln müssen. Die Entscheidung der Konflikt­
kommission ist insoweit fehlerhaft, als sie den einzu­
beziehenden Komplex unbeachtet gelassen hat. Der 
Überprüfungscharakter des gerichtlichen Verfahrens 
gegenüber dem Verfahren vor der Konfliktkommission 
rechtfertigt es deshalb, diesen Fehler zu korri­
gieren und die Einbeziehung nunmehr vorzunehmen. 
Dazu bedarf es weder der Konstruktion, daß im 
Hinblick auf den Dritten schon ein Antrag bei der 
Konfliktkommission Vorgelegen habe, noch kann durch 
das passive oder gar abweisende Verhallen des be­
troffenen Beteiligten die Durchführung der Einbezie­
hung scheitern.

Einbeziehung auch noch im Berufungsverfahren?
Im Urteil vom 15. März 1963 — Za 6 63 — (NJ 1963
S. 414) erklärt das Oberste Gericht die Einbeziehung 
eines Dritten im Berufungsverfahren für unzulässig, 
weil dann erstmalig im Berufungsverfahren eine völlig 
neue Partei vor Gericht erscheinen würde, deren Be­
ziehungen zum Gegenstand des Prozesses bisher im 
wesentlichen unaufgeklärt sind und auf die sich die 
vorliegende Entscheidung der ersten Instanz überhaupt 
nicht erstreckt. Das Oberste Gericht meint, daß damit 
die Rechte der durch die Einbeziehung betroffenen 
Partei beeinträchtigt würden, zumal sie die ergangene 
Entscheidung nicht mehr durch ein übergeordnetes 
Gericht auf ihre Übereinstimmung mit der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit überprüfen lassen könne.
Es ist zuzugeben, daß diese Bedenken gewichtigt sind. 
Bei der Einbeziehung eines Dritten noch im Berufungs­
verfahren wäre tatsächlich, sofern die Berufungsinstanz 
insoweit selbst entscheidet, dem Betroffenen eine In­
stanz genommen. Es fragt sich aber, ob die durchaus 
berechtigten Bedenken des Obersten Gerichts zu der 
Konsequenz führen müssen, die Einbeziehung im Be­
rufungsverfahren für unzulässig zu halten.
Wenn man der Auffassung folgt, daß die Kammer für 
Arbeitsrechtssachen das Verfahren der Konfliktkom­
mission auch insoweit nachzuprüfen und durch Maß­
nahmen gern. § 22 Abs. 1 AGO zu korrigieren hat, als 
von der Konfliktkommission eine auf Grund des ihr 
unterbreiteten Sachverhalts erforderliche Einbeziehung 
unterlassen wurde, dann muß das im Prinzip auch für 
das Verhältnis des Senats für Arbeitsrechtssachen ge­
genüber der Kammer für Arbeitsrechtssachen gelten. 
Der Berufungsinstanz wird ja in § 48 Abs. 1 AGO aus­
drücklich zur Pflicht gemacht, die erstinstanzliche Ent­
scheidung auf ihre Übereinstimmung mit der sozia­
listischen Gesetzlichkeit zu überprüfen. Das muß die 
Verpflichtung einschließen, auch nachzuprüfen, ob die 
Kammer für Arbeitsrechtssachen erforderliche Ein­
beziehungen vorgenommen hat. Wenn dann in § 48 
Abs. 2 AGO weiter gesagt wird, daß für die Durchfüh­
rung des Berufungsverfahrens die Bestimmungen des 
erstinstanzlichen Verfahrens entsprechend gelten, so­
weit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, dann 
erstreckt sich das auch auf § 22 AGO, zumal die fol­
genden Bestimmungen das nicht ausschließen. 
Außerdem spricht auch hier für die Zulassung der 
Einbeziehung der bereits erwähnte Gesichtspunkt, daß 
bei den vor allem praktisch werdenden Fällen der Ein­
beziehung zum Zwecke der materiellen Verantwort­
lichkeit eine Ausschlußfrist läuft, deren Ablauf im 
Stadium des Berufungsverfahrens noch eher zu be­
sorgen* ist als im Stadium der Verhandlung vor der 
Kammer für Arbeitsrechtssachen. Die Frist wird ja 
nicht erst in Lauf gesetzt, wenn das Gericht die Gel­
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit für
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